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Was Brandt und Wehner einst sagten: 

Willy Brandt verkündete im Juni 1961 auf dem Messegelände in Hannover vor 
Hunderttausenden von Schlesiern: „Schlesien bleibt in unserem Bewußtsein 
deutsches Land. Keine Macht dieser Welt wird uns daran hindern können, unser 
ganzes Wollen auf die Wiederherstellung unserer staatlichen Einheit zu 
konzentrieren und mit friedlichen Mitteln um eine gerechte Grenzziehung und um 
das Recht auf Heimat zu ringen. Und jeder deutsche Politiker muß sich verpflichten, 
daß er keine nationalpolitische Entscheidung hinter dem Rücken unserer 
heimatvertriebenen und geflüchteten Landsleute treffen wird.“ 

Herbert Wehner äußerte am 22. März 1964 vor den ostdeutschen Landesvertretungen in der Bonner 
Beethovenhalle: „Was aber gewönne die Welt, wenn die Deutschen sich dazu überreden oder 
übertölpeln oder dazu nötigen ließen, zu heucheln und anzugeben, daß geraubtes, vorenthaltenes oder 
mißhandeltes Recht nicht mehr so genannt werden soll? Sie gewönne höchstens eine zeitweilige 
Betäubung, aber sie wäre damit Opfer einer Täuschung.“ 



Fundstücke: 

• Deutschland verlor nach dem 2.Weltkrieg auch seine günstigen Rundfunk-Frequenzen. 1948 wurden ihm im 
Kopenhagener Wellenplan nur zwei Mittelwellenfrequenzen zugeteilt. Die Folge war allerdings der zügige 
Ausbau des UKW-Netzes (Quelle: Wikipedia) 

• Die „Reichsfluchtsteuer“ war keine Erfindung der Nationalsozialisten, sondern wurde schon am 8.12.1931 
von der Regierung Brüning gegen die Abwanderung von Kapital eingeführt. (Quelle: Wikipedia). 

• Die in Bayern erhobene Lastenausgleichsabgabe betrug DM 12,8 Mrd. Der Rückfluß an die in Bayern 
wohnenden Vertriebenen belief sich auf DM 21,8 Mrd. Gewinn (u. „Entwicklungshilfe“) für Bayern: 9 Mrd. 

• Konrad Henlein besuchte Hitler 1939 vor dem Polenkrieg, um diesem den Wunsch der Sudetendeutschen 
nach Frieden zu übermitteln (Witikobrief 5/1968, S. 14). 

• Hans Schütz erklärte 1967 im Bundestag: Wenn das Münchner Abkommen wegen der Protektoratserrichtung 
für nichtig erklärt wird, müßte auch das Reichskonkordat annulliert werden (Herget, Egerländer 1993/3,6) 
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Die Prag-Reise Seehofers 

(von F.Volk) 

Der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer weilte am 19. und 20. Dezember 2010 in Prag und 
traf seinen tschechischen Amtskollegen Petr Necas. Zur Reisegruppe gehörte auch der Sprecher der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft, Bernd Posselt. Die Reise wurde in der Öffentlichkeit sehr 
unterschiedlich beurteilt. Die Sudetendeutsche Zeitung sah in Horst Seehofer den „Eisbrecher an der 
Moldau 46 , die Frankfurter Allgemeine sprach von „Kapitulation 66 . Solch große Differenzen regen zum 
Nachdenken an! 

Das Ansehen der Sudetendeutschen 

Die Sudetendeutschen hatten es schon im „Reich 66 schwer. Viele NS-Größen verachteten ihren 
Volkstumskampf, weil er kein „nationalsozialistischer Weltanschauungskampf 6 war. Nach dem 
Kriege galten die 1938 von tschechischer Herrschaft Befreiten aber plötzlich als Hauptnazis, denn es 
gab ja gewisse Wochenschaubilder, mit denen man das „beweisen 66 konnte. Die Tschechen 
applaudierten, denn das deckte sich mit ihrer Rechtfertigungsstrategie. Man kann sogar vermuten, daß 
sie bei dieser Profilgebung etwas nachgeholfen haben, vorzugsweise durch verdeckte Einflußnahme, 
wie man es ja seit Beneschs Zeiten kennt. (Einzelheiten dazu enthält das Buch „Demokratenpresse 66 
von Rudolf Urban). 

Aus der „Weltgeschichte der Unterlassungen 64 

Die Ausgangslage für die Sudetendeutschen war 1945 schwierig. Sie schafften es nur bedingt, gegen 
obiges Zerrbild aufzukommen. Mehr als „freundliches Desinteresse 66 hatte man oft nicht für sie übrig. 
So gab es in der Bundesrepublik viele Entscheidungen, die für ein eigenes Kapitel in der 
„Weltgeschichte der Unterlassungen 66 geeignet wären. Zu nennen sind vor allem die Verweigerung 
diplomatischen Schutzes gegenüber den VertreiberStaaten und der Veto-Verzicht bei deren Aufnahme 
in die „Wertegemeinschaft 66 EU. Demgegenüber hätte man sich andere Unterlassungen durchaus 
gewünscht, etwa bei der Deutsch-tschechische Erklärung von 1997 oder bei den zahlreichen 
Staatsbesuchen deutscher Politker auf dem Hradschin, die Normalität Vortäuschen sollen. 

Das alles hat nun der Bayerische Ministerpräsident nachgeholt. 
Da Herr Necas schon im Vorfeld der Reise mitteilte, daß er von 
den Benesch-Dekreten keinen Millimeter abweichen werde, muß 
man annehmen, daß die Bayerische Staatskanzlei die 
Sudetenfrage „ad acta 66 gelegt hat. Dafür spricht auch Seehofers 
Rede. Sie folgte einem Schema, dessen sich heute leider viele 
deutsche Politiker bedienen: Die eigene Seite wird gegeißelt, 
aber die an Deutschen verübten Verbrechen bleiben eher in 
einem diffusen Dunkel. Mehr als peinlich wird es dann im 
zweiten Teil der Rede, wo der Schirmherr die „gleichen Werte 
von Freiheit, Demokratie und Rechtsstaat 66 , die „uns verbinden 66 
preist. Solche Sätze aufsagen zu müssen, ist die logische Strafe 
für „Realpolitiker 66 , die menschenrechtsverachtende Staaten 
hofieren. Noch schlimmer wird es aber dann, wenn man sich 
verpflichtet hat, deren „Rechtsauffassung zu respektieren 66 , wie 
in der Erklärung von 1997 geschehen. Da zur tschechischen 
„Rechtsauffassung 66 auch die Benesch-Dekrete gehören, respektiert Bayern etwas, das ein Rechtsstaat 
niemals hinnehmen oder dulden darf, sondern aufs Entschiedenste bekämpfen muß! Dies umso mehr, 
als die EU 2008 die Billigung und Verharmlosung des Völkermordes unter Strafe gestellt hat und 
einige Aktionen gewisser europäischer Politiker auch unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden 
können! Die Justiz kennt da den Begriff des konkludenten Handelns! 

Vom Besuch in Prag werden einige Fotos mit zwei freundlich lächelnden Herren bleiben. Diese 
Bilder benötigen aber nicht wir, denn nicht wir haben enteignet, vertrieben und noch viel Schlimmeres 
verübt! Für Prag hingegen bedeuten sie eine Art Absolution durch den Schirmherrn selbst. Wird 
sich nun im Ausland noch jemand über den Völkermord an den Sudetendeutschen empören, 
wenn Herr Seehofer selbst leicht beschwingt durch Prag schreitet? Eher nicht, denn das in die Welt 
ausgesandte „realpolitische 66 Signal heißt: Vertreibung ist halb so schlimm, Vertreibung lohnt sich. 



Horst Seehofer 
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Das Glück des Sprechers 

Herr Posselt war nach dem Prag-Besuch „glücklich“, weil er sich herzlich aufgenommen fühlte“. 
Nun, anpassungsbereite und erst recht anspruchslose Gäste sind überall willkommen! Bemerkt der 
Sprecher nicht, daß die CR immer dreister wird, je mehr man ihr nachsieht? Zuletzt trotzte deren 
Präsident V. Klaus der EU sogar das Zusatzprotokoll Nr. 30 ab, das die CR in eine grund- und 
menschenrechtsfreie Zone verwandelt. Bei dieser massiven „Verneinung der Rechtsidee“ (Philipp) 
verbietet es sich, „glücklich“ zu sein! Hier sind unseriöse Trickser am Werk, und wer sie zu lange 
gewähren läßt, gehört bald selbst zu ihnen! 

Wenn jetzt der Sprecher einen Stufenplan skizziert, führt das bei den Vertriebenen nur noch zu einem 
müden Lächeln, denn mit dieser virtuellen Politik strapaziert man seit Jahren ihre Geduld. Jetzt aber 
läuft die biologische Uhr ab und sie sehen immer deutlicher, daß sie in eine Sackgasse geführt wurden. 

Dabei gab es durchaus andere Wege! Für den Anfang hätte es genügt, den 
Vertriebenen einen juristischen Weg zu öffnen, um gegen die pauschale 
Beschuldigung, Staatsfeinde der Tschechoslowakei gewesen zu sein, 
Vorgehen zu können. Das ist rechts staatlicher Standard, den man einfordern 
muß. Einen anderen Weg zeigt die EUFV (Europäische Union der 
Flüchtlinge und Vertriebenen). Sie verlagert das Vertriebenenproblem auf 
die europäische Ebene. Doch der SL-Sprecher nimmt eine Abwehrhaltung 
ein. Schließlich gibt es eine Klägergemeinschaft, die sich mit einer 
Menschenrechtsbeschwerde gegen die CR an internationale Gerichte 
wandte. Auch hier nur Gleichgültigkeit der SL. Dabei sagte der Vorgänger 
Posselts, Johann Böhm, 2001 vor der Bundesversammlung ausdrücklich: 
„Man kann eine Rechtsposition nicht nur passiv wahren. (...) Wenn sie 
nicht mehr aktiv vertreten wird, geht sie unter, und zwar in gar nicht allzu langer Zeit.“ Was ist 
eigentlich die Absicht seines Nachfolgers? 

Die Verbohrtheit der Tschechen 

Die Sudetendeutschen sehen freilich nicht nur einen erschreckenden Mangel an Grundsatztreue auf 
deutscher Seite, sondern auch eine bedenkliche Verbohrtheit der Tschechen. Damit erinnern sie sehr 
an die Jahre zwischen 1918 und 1938, als sie schon einmal die natürliche Verbundenheit ihres 
Lebensraumes mit Deutschland verkannten und sich als widerborstigste Verfechter der Versailler 
Demütigungen gebärdeten. Ähnlich stehen sie heute zur Potsdamer Erklärung. Aber auch dieses 
Dokument kann nicht die geographischen Verhältnisse und den Wandel des Zeitgeistes auf den Kopf 
stellen. Dieses der tschechischen Seite bewußt zu machen, ist Gebot der Stunde und eine wahrhaft 
witikonische Aufgabe. 

Völkerabfälle 

Karl Marx prägte 1849 den zynischen Begriff „Völkerabfälle“. In Versailles und St. Germain wurde 
eine Reihe europäischer Ethnien zu diesem Völker-Müll gezählt - und so behandelt. Mit der Reparatur 
dieser Torheiten ist Europa seit neunzig Jahren beschäftigt. Die Erfolge sind überschaubar, leider auch 
für die Sudetendeutschen. Diese weigern sich aber, als „Völker-Abfall“ zu enden! Als Hoffnung bleibt 
die Charta der Menschenrechte. Sie vor allem bewahrt die Sudetendeutschen vor dem totalen 
„Schlußstrich“. Nicht zufällig kämpfte Vaclav Klaus so verbissen um das Zusatzprotokoll Nr. 30! 

Herr Seehofer hat in Prag auch Gespräche über den Borkenkäfer geführt. Die Vertriebenen hoffen, 
daß der Themenkreis bald erweitert wird, denn keinesfalls darf der Borkenkäfer über die 
Menschenrechte triumphieren! 



Bernd Pos seit 


Was öie Weltgeschichte nennen, 
ist ein wüst a&tuwwten&i Jinäuel: 
Jßist und £ug, (gemalt und Schwäche, 
Feigheit, ^Dummheit, Wahn und tyieuel 

(F.W. Weber, Dreizehnlinden). 
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Tschechischer Protest zur Prag-Reise Seehofers: 



Antrag der Abgeordneten Semlova an das Prager Parlament 

Die Abgeordnete Semlova beantragte für die Sitzung am 22. Dezember 2010 eine Erweiterung der 
Tagesordnung. Ministerpräsident Necas solle über Verlauf und Ergebnisse der Verhandlungen mit dem 
bayerischen Ministerpräsidenten berichten. Ihren Wunsch begründete sie wie folgt: 

„Laut veröffentlichter Information sollte es sich bei dem Besuch um einen Durchbruch handeln, und zwar Dank 
dem Entgegenkommen von Petr Necas und Minister Karl Schwarzenberg. Ich mache darauf aufmerksam, daß 
der bayerische Ministerpräsident regelmäßig an den Sudetendeutschen Tagen teilnimmt, den Nachkrieg sab schub 
als Gewalt darstellt und zur Aufhebung der sogenannten Benes-Dekrete aufruft 

Petr Necas wurde die Antwort erspart, denn den Vorschlag der Semelova unterstützten lediglich 65 von 185 
anwesenden Abgeordneten. (Übersetzung von Mathilde Najdek) 


Prager Stimmen zum Seehofer-Besuch, übersetzt und zusammengefasst von Mathilde Najdek 

Protest gegen „Provokation “ 

Die patriotische Bürgervereinigung Slawische Gemeinde, der Klub des tschechischen Grenzlandes, die 
Patriotische-Antifaschistische Vereinigung, der Linke-Frauenklub sowie die Julius Fucik-Gesellschaft 
protestieren nachdrücklich gegen den Empfang der Delegation der Regierung des Bundeslandes Bayern durch 
die Regierung der Tschechischen Republik. 

Offener Brief 

Die genannten Gruppen beschweren sich beim Regierungschef Petr Necas (ODS), daß die Regierung nicht auf 
dem entsprechenden Regierungsniveau verhandelt, d.h. mit der Regierung der Bundesrepublik Deutschland. Jan 
Minär, Karel Janda, Jozef Nälepka, Suzana Exnerovä und Jan Jelinek führen namens der patriotischen 
Vereinigungen aus, daß die Teilnahme der Vertreter der Sudetendeutschen Landsmannschaft in der Delegation 
der bayerischen Regierung besonders beleidigend und provokativ sei. Ungeachtet der Entscheidung der 
Alliierten über den „odsun“ verwendet diese von der Bayerischen sowie von der Bundesrepublik Deutschland 
unterstützte Gesellschaft stets die Bezeichnung „Vertreibung“ und bemüht sich, die Ergebnisse des Zweiten 
Weltkriegs zu revidieren, an dessen Entfesselung sowie am folgenden Besatzungsterror gegen die Bürger der 
Tschechoslowakei die sogenannten Sudetendeutschen enorm beteiligt waren 

Weiter weisen die Verfasser des Offenen Briefes die unberechtigten Forderungen der sudetendeutschen 
„revanchistischen Vereine“ und die Tätigkeit der mit Recht abgeschobenen Deutschen zurück, „die unserem 
Volk und Staat feindlich gesinnt sind“. Schließlich wendet sich der Unmut der Briefschreiber gegen einige 
tschechische Verfassungsbeamte, die die Dekrete des Präsidenten der Republik anzweifeln. 

Der Brief endet mit der Forderung: „Wir verlangen eine Aufklärung über die sonderbare Verhandlung mit der bayerischen 
Delegation, worauf wir als Bürger der Tschechischen Republik ein Recht haben“. 


Tschechien deckt die KP- Vergangenheit seiner Richter auf 

Das tschechische Verfassungsgericht zwang das Justizministerium, die Namen der früheren 
KP-Mitglieder unter den Richtern und Staatsanwälten zu veröffentlichen. Man weiß jetzt, daß 
sich im Justizapparat seit der Samtenen Revolution fast nichts bewegt hat. Von etwa 3.000 
Richtern war ein Fünftel und von etwa 1.200 Staatsanwälten ein Drittel in der KP. Bei den 66 
obersten Richtern besaß fast die Hälfte, genau 31, das KP-Parteibuch. Die Zahl der 
Parteibuch-Richter sank seit der Wende nur von 714 auf 618. Die CR wird noch Jahre 
benötigen, bis das alte System wirklich überwunden ist. 
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Auf ein Wort: 


Liebe Kameradinnen und Kameraden, 

ein Paukenschlag unterbrach die Stille der Vorweihnachtszeit! In Begleitung 
des Sudetenspechers, MdEP Bernd Posselt, reiste der bayerische 
Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Horst Seehofer am 19. Dezember 
2010 nach Prag. Für den Tag vor der Reise hatten Bernd Posselt und Franz 
Pany einen Kreis von 15 profilierten Landsleuten, darunter die Vorsitzenden 
der Gesinnungsgemeinschaften nach München eingeladen. Ziel war die 
„bestmögliche Abstimmung“ in der SL vor der Reise. Ich nahm an der 
Beratung teil. Nach der Sitzung hatte ich ein ausführliches Gespräch mit dem 
Kameraden Dr. Herbert Fleissner. Nicht bekannt war wohl den meisten 
Teilnehmern ein Treffen Seehofers mit dem tschechischen Ministerpräsidenten Petr Necas drei 
Wochen vor der Prag-Reise auf bayerischem Boden! 



Roland Schnürch 


Da die Einladung nach München sehr kurzfristig kam und vorher niemand davon wissen konnte, habe 
ich unserem Sprecher vorsorglich schon vorher brieflich mitgeteilt: 

Sehr geehrter Lm. Posselt, lieber Bernd, 

nach einer Meldung der heutigen F.A.Z. beabsichtigt Ministerpräsident Horst Seehofer in Deiner 
Begleitung am 19. und 20. Dezember in Prag Gespräche zu führen. Der Witikobund ging bisher davon 
aus, daß vor dieser Reise ein Gespräch mit den drei Gesinnungsgemeinschaften erfolgen soll. Dazu 
wird es aus Zeitgründen wohl nicht mehr kommen. Ich möchte Dir daher seitens des 
Geschäftsführenden Vorstandes des Witikobundes unseren Standpunkt für ein derartiges Gespräch 
mitteilen. 

a) Bezüglich der Benesch-Dekrete strebt der Witikobund deren sofortige und umfassende Aufhebung 
an, sofern sie die Sudetendeutschen betreffen. 

b) Die Zielsetzungen der Sudetendeutschen Volksgruppe für die Zukunft gehen aus § 3 (1) c und d 
der Satzung des SL-Bundesverbandes klar hervor. 

Der Tschechischen Seite muß immer vermittelt werden, daß die Sudetendeutsche Volksgruppe bis 
heute Opfer eines unverjährbaren Völkermordes ist. 

Ich höre gern wieder von Dir, wünsche aber schon jetzt Erfolg und gute Reise. 

Mit landsmannschaftlichen Grüßen 
Dein Roland Schnürch 


In den Tagen vor der Prag-Reise konnte der WB-Vorstand nur die wenigen e-Post-Teilnehmer zeitnah 
informieren. So gaben wir unverzüglich bekannt, daß ich für den 18.12.2010 nach München 
eingeladen war. Nach der Reise Seehofers verschickte ich am 21.12.2010 an denselben 
Empfängerkreis folgende Stellungnahme: 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Der Witikobund ist enttäuscht von Verlauf und Ergebnis des Pragbesuchs unseres Schirmherrn. 
Unsere Haltung gibt sehr treffend der Kommentar Berthold Köhlers in der F.A.Z. vom 21. Dezember 
2010 wieder. Wir bitten Euch, trotz dieses Fehlschlags nicht zu verzagen. Das Recht bleibt auf unserer 
Seite. Roland Schnürch, Bundesvorsitzender 

Zu Eurer Information folgt meinem Bericht noch ein Auszug aus oben erwähntem F.A.Z.-Kommentar 
von Berthold Köhler. Seine Bekanntgabe erscheint auch deshalb nötig, weil er im Pressespiegel der 
Sudetendeutschen Zeitung nicht berücksichtigt wurde. 

Mit den besten Grüßen verbleibe ich 
Euer Roland Schnürch 
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Ergänzung, zur Sudetendeutschen Zeitung: 

Die Sudetendeutsche Zeitung (SdZ) enthielt in der Folge vom 24. Dezember 2010 auf Seite 4 eine Reihe von 
Pressestimmen auf Seehofers und Posselts Prag-Reise. Dabei fehlte ausgerechnet der Leitartikel der F.A.Z., einer 
der angesehensten Zeitungen der Welt. Der Grund ist einfach: Dieses Blatt sah die Prag-Reise sehr kritisch. 
Leider können wir den Leitartikel (Verfasser: Berthold Köhler) aus urheberrechtlichen Gründen nur 
auszugsweise wiedergeben. Die unbearbeitete Version findet man am leichtesten bei Google unter „Kapitulation 
an der Moldau“. Hier unsere Inhaltsangabe: 

Kapitulation an der Moldau (von Berthold Köhler, FAZ, 21 . 12 . 2010 , Auszug): 

Herr Köhler schreibt, vierzehn Jahre nach der Unterzeichnung der deutsch-tschechischen Erklärung 
hätte nun auch Bayern kapituliert. Die Hartnäckigkeit der Tschechen bei der Verteidigung ihrer 
„Geschichtsmythen“ sei erfolgreich gewesen. Selbst während der Bewerbung um die Mitgliedschaft in 
der „an dieser Frage völlig desinteressierten EU“ gab Prag nicht nach. Seehofer wollte die schon von 
Stoiber verlorene Machtprobe nicht fortsetzen und lud sich lieber gleich selbst nach Prag ein. Dafür 
wurden die Borkenkäfer-Frage im Böhmerwald und der Ausbau von Verkehrswegen (die teilweise 
Bundessache sind, F.V.) zur Chefsache erklärt, wie Köhler halb ironisch bemerkte. Ferner hätte der 
bayerisch-böhmische Pragmatismus das Ende der ohnehin ziemlich warmen „Eiszeit“ herbeigeführt. 
Die Aufnahme Bernd Posselts in die Reisegruppe habe der Gesichtswahrung vor den 
sudetendeutschen Wählern gedient. Prag halte die Vertreibung für historisch gerechtfertigt und 
notwendig, auch wenn sich inzwischen vor allem junge Tschechen mit den Massenmorden an 
„Deutschböhmen“ nach dem Krieg auseinandersetzen. Seehofer habe ein neues Kapitel geöffnet und 
ein altes geschlossen. 


Vorstandssitzung in Bad Homburg 



Die Kam. Liepold, Kopp, Volk und Hörrmann in einer 
Sitzungspause an der Vertriebenensäule im Kurpark von 
Bad Homburg 


Der geschäftsführende Vorstand des Witikobundes kam 
am Samstag, dem 29. Jänner 2011, in Bad Homburg zu 
einer Sitzung zusammen. Die Kurstadt war einst 
Patenstadt der vertriebenen Marienbader und ist nun 
Partnerstadt von Marianske Lazne. Auf der Tagesordnung 
standen Berichte über die laufenden Geschäfte und die 
Finanzlage. Ausführlich wurde die Prag-Reise Horst 
Seehofers mit dem SL-Sprecher Bernd Posselt 
besprochen. Am Sudetendeutschen Tag in Augsburg wird 
wieder ein Vortrag angeboten und ein Informations stand 
eingerichtet. Für das Jahrestreffen ist das Wochenende 
vom 23. bis 25. September 2011 vorgesehen. Näheres 
dazu wird in den Folgen Mai/August des Witikobriefes 
mitgeteilt werden. Bedauerlicherweise mußte der 
Bundes Vorsitzende, Roland Schnürch, seine Teilnahme an 
der Sitzung kurzfristig absagen. 
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Franz-Werfel-Menschenrechtspreis an David Vondracek verliehen 

(von Friedebert Volk) 

Am Sonntag, dem 28. November 2010, wurde dem tschechischen Regisseur David Vondracek in der 
Frankfurter Paulskirche der Franz-Werfel-Menschenrechtspreis verliehen. Vor zahlreicher 
Zuhörerschaft sprachen einleitend die Frankfurter Oberbürgermeisterin, Petra Roth, und danach BdV- 
Präsidentin Erika Steinbach. Als Laudator konnte Peter Uhl, Mitunterzeichner der Charta 77, 



Der Preis wird von der Stiftung „Zentrum gegen 
Vertreibungen“ verliehen und war 2009 der späteren 
Nobelpreisträgerein Herta Müller zuerkannt worden. Für 
David Vondracek hat die Jury jetzt sogar den sonst üblichen 
Zweijahresrhythmus durchbrochen, weil sein Film „Töten 
auf Tschechisch“ im Mai 2010 so großes Aufsehen erregt 
hatte. 


Vondraceks Film befaßt sich überwiegend mit dem 
Massaker von Posteiberg, enthält aber auch die 
schrecklichen Aufnahmen des tschechischen 
Amateurfilmers Jiri Chmelicek, der im Mai 1945 die 


David Vondracek zwischen P.Roth und E.Steinbach 


Erschießung Prager Deutscher festgehalten hat. Noch lebende Zeitzeugen geben an, daß es sich dabei 
um alteingesessene Prager Deutsche aus den Stadtteilen Hanspauka und Dejvice handelte. Vondracek 
befaßt sich seit zwanzig Jahren mit der Filmkunst und bearbeitet dabei nicht nur politische Themen. 
Wenn er sich jedoch einem solchen zuwende, ginge es ihm, wie er sagte, um die Ausfüllung der 
weißen Flecken in der tschechischen Geschichte. 

Der Laudator Peter Uhl stellte den Preisträger zunächst als gebürtigen Marienbader (Jahrgang 1963) 
vor, der in Chodau aufgewachsen war und in Falkenau zur Höheren Schule ging. Beide Großmütter 
waren Deutsche, denen er vermutlich auch die relativ guten deutschen Sprachkenntnisse verdankt. 
Allerdings waren beide Damen keine Egerländerinnen, sondern kamen aus dem Glatzer Bergland bzw. 
den Karpaten. Vondracek wuchs im einstigen Egerland inmitten eines Konglomerats von Neusiedlern 
(einschließlich seiner Großväter) auf, was sich 2008 unweigerlich in dem Film „In das (un)gelobte 
Land“ niederschlug. Seine Kembotschaft war, daß man oft auch nach sechzig Jahren noch keine 
engere Bindung zur „neuen Heimat“ aufbauen kann, was bei den „Neu-Egerländern“ dann auch zu 
Nostalgie-Reisen führte, bei diesen aber in die slowakischen, karpatischen oder wolhynischen 
Herkunftsorte. 

Der Laudator ging auch auf die Anfeindungen gegen den Preisträger im eigenen Land ein. Er vertrat 
aber die Meinung, daß die beinharten Nationalisten in der Tschechischen Republik allmählich in die 
Minderheit gerieten. Ein Indiz dafür könnte die Meinung des Kriminalbeamten sein, der für das 
kürzlich in Dobrenz entdeckte Massengrab zuständig ist. Er sagte vor der Fernsehkamera klipp und 
klar, daß diese Morde nichts mit dem Befreiungskampf der Tschechen zu tun hätten, so daß das 
Straffreistellungsgesetz vom 8.5.1946 nicht anzuwenden sei. 

Vondracek selbst argumentierte im Prager Tagblatt (Prague Daily, Internetausgabe) geschickt, daß 
eine Ablehnung der Ehrung einer Desavouierung seiner Vorgänger, etwa der Nobelpreisträgerin Herta 
Müller oder des Ungarn Gyoergy Konrad, gleichgekommen wäre. Bedauerlicherweise rechnete diese 
Zeitung die Zahl der nach dem Zweiten Weltkrieg vertriebenen Sudetendeutsche auf nur 700.000 
herunter! 

Zum Schluß stellte Laudator Uhl die peinliche Frage, warum es nicht mehr Deutsche gibt, die bestrebt 
seien, zusammen mit den Tschechen die vielen Morde zu beschreiben und aufzuklären! Das ist auch 
eine Frage an unser politisches Personal, von dem sich bisher so gut wie niemand bei einem 
neuentdeckten Massengrab oder bei der Einweihung eines Friedhofes blicken ließ. Vondracek bleibt 
davon offenbar unbeeindruckt und plant für die nächste Zeit eine siebenteilige Fernsehserie über 
Massengräber von Sudetendeutschen. Auswahl dafür gibt es genug, weiß man doch laut faz.net in der 
CR noch von mehr als 5.000 (!) ungeöffneten Gräbern. 

Die Veranstaltung in Frankfurt war gut besucht. Von den 930 Plätzen in der Paulskirche waren rund 
zwei Drittel besetzt. Es hätten mehr sein können, wenn die BdV-Gruppen der Umgebung gezielt 
angesprochen worden wären. 
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Radio Prag vom 27.12.10: 

Tschechen kaufen öfter in Deutschland ein 

Die Tschechen fahren zum Einkäufen immer öfter nach Deutschland. In diesem Jahr hat sich 
ihre Zahl nach Einschätzung der Analytik-Agentur Mac Consulting um zehn bis 15 Prozent 
erhöht. Die Gründe dafür sind vor allem das reichhaltigere Warenangebot, der bessere Zugang 
zu Modeartikeln und niedrigere Preise. Bei gewöhnlichen Verbrauchsartikeln sind die Preise 
nicht selten um 20 bis 25 Prozent günstiger als in Tschechien. Die von Tschechen in diesem 
Jahr besonders gern in Deutschland gekauften Waren sind Bio-Lebensmittel, Wurstwaren und 
Süßigkeiten. Früher standen preiswerte Elektronikware, Sportartikel und Bekleidung hoch im 
Kurs. In Sachsen stellen tschechische Kunden bei einigen Händlern schon zu mehr als zehn 
Prozent die Stammkundschaft. Sie können daher schon häufig in Tschechischen Kronen 
zahlen, bemerkt Mac Consulting. 


Wikileaks anno 1933 ff. 

Vertrauliche Berichte tschechoslowakischer Botschafter 1933 - 1938 

Wikileaks hat in letzter Zeit durch die Veröffentlichung vertraulicher Regierungspapiere großes Aufsehen 
erregt. Etwas Ähnliches veranstalteten deutsche Behörden nach Errichtung des Protektorats, als sie 
Zugriff auf Akten der csl. Regierung hatten. Gefunden wurden z.B. zahllose Quittungen ausländischer 
Journalisten, die in ihren Blättern Tendenzberichte zwecks Steuerung der öffentliche Meinung 
geschrieben hatten. Abgedruckt wurden diese Belege in Rudolf Urban, „Demokratenpresse“, 1940. 
Hochinteressant, aber leider von den Historikern noch zu wenig beachtet, waren daneben die 
vertraulichen Berichte csl. Botschafter an ihre Regierung. Sie wurden von Prof. Berber in dem Buch 
„Europäische Politik 1933-1938 im Spiegel der Prager Akten“ (Essen 1942,135 Seiten) publiziert. Die für 
das Sudetenland interessantesten Teile daraus werden im Folgenden schlagwortartig wiedergegeben. 

Die Berichte sind (wie im Buche Prof. Berbers) chronologisch angeordnet und können nach dem Datum 
zitiert werden. Hinter dem Datum stehen in Klammern Funktion, Name und Einsatzort des jeweiligen 
Berichterstatters. 


1933 

09.02.1933 (Botschafter Vaclav Mastny, Berlin): Hitler betont, daß die im Volkssportprozeß 
angeklagten Sudetendeutschen nichts mit seiner nationalsozialistischen Bewegung zu tun haben. 
21.03.1933 (Geschäftsträger Cerny, London): In Großbritannien wünscht man ausnahmslos, daß die 
Frage des poln ischen Korridors eine für beide Seiten annehmbare Lösung finde. 

25.03.1933 (Mastny, Berlin): Die Haßkampagnen einiger tschechischer Zeitungen 
gegen Deutschland sind eines Kulturvolkes unwürdig und können zu unfreundlichen 
Gegenreaktionen führen. Das deutsche Außenamt habe sich ihm gegenüber stets 
l ' korrekt verhalten. 

31.03.1933 (Botschafter Osusky, Paris): Der Revisionsartikel 19 des Versailler 
Vertrages darf unter keinen Umständen angewandt oder auch nur erwähnt werden. 
24.04.1933 (Mastny, Berlin): Der französische Botschafter Francois-Poncet hält 
Hitler für einen aufrichtigen Menschen, der in der Außenpolitik Sinn für Mäßigung 
habe. 

10.05.1933 (Gesandter Girsa, Warschau): Über einen Präventivkrieg gegen 
Deutschland wird von Marschall Pilsudski und im polnischen Generalstab nachgedacht. 

11.09.1933 (Geschäftsträger Ibl, Paris): England wäre zu Zugeständnissen in der Abrüstung der 
Landheere, niemals aber der Luftwaffe bereit. 

21.12.1933 (Mastny, Berlin): Die Absicht Hitlers, die Lage durch Nichtangriffspakte mit Frankreich 
und England zu beruhigen, ist „vollkommen aufrichtig“. 



Botschafter Mastny 
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1934 

15.01.1934 (Gesandter Girsa, Warschau): Laut General Sosnkowski hegt man in polnischen 
Militärkreisen dieselbe Animosität gegen Deutschland wie früher. 

19.02.1934 (Erlaß des Außenministers Benesch): England bereitet eine große Luftflotte vor. 
25.02.1934 (Mastny, Berlin): Nach dem Nichtangriffspakt mit Polen ist Deutschland auch eifrig um 
ein gutes Verhältnis zur CSR bemüht. Das zeigte sich z.B. in Sachen Sudetendeutscher 
Heimatbund. Dieses günstige Klima ist aber gefährdet, wenn die tschechische Presse Deutschland 
weiter durch unsachliche Darstellungen reizt. 

01.03.1934 (Gesandter Chvalkovosky, Rom): Eden zeigte sich nach einem Besuch in Berlin von Hitler 
„sehr angenehm“ überrascht. Eden hält Einigung mit Deutschland für möglich. Der Schlüssel zur 
Abrüstung liege nur bei Frankreich. 

15.03.1934 (Botschafter Jan Masaryk, London): Churchill macht „eine Phase 
alarmierender Geisteshaltung“ durch. Er spricht unentwegt von Kriegsgefahr und mahnt 
zur Rüstung. Eden sprach in Berlin fünf Stunden mit Hitler und hatte von diesem einen 
sehr guten Eindruck. Er hält ihn für einen ehrlichen Fanatiker, der den Krieg nicht will. 
JanMasaryk 18.04.1934 (Erlaß Beneschs): Der Anschluß Österreichs wird Deutschland im Süden 
beschäftigen, was zur Entlastung Polens im Norden führt. Daher wird sich Polen dem Anschluß nicht 
entgegenstellen. 

13.07.1934 (Geschäftsträger Ibl, Paris): England ist nach Einschätzung der Franzosen froh, wenn über 
Abrüstung überhaupt nicht gesprochen wird und es im Stillen aufrüsten kann. 

13.09.1934 (Gesandter Krofta): Unser Verhältnis zu den Sudetendeutschen hat sich „etwas getrübt“. 
Wir müssen zugeben, daß an vielen Orten der Unterschied zwischen den neuen tschechischen Schulen 
und den alten deutschen einigermaßen herausfordernd wirkt. Durch Druck wird nichts erreicht. 
„Unsere Deutschen“ weisen auf Verfolgung wegen vermeintlichen Hakenkreuzlertums und auf 

überflüssige Schikanen hin. 

24.10.1934 (Mastny, Berlin): Hitler sprach mit Francois-Poncet über den Versailler Friedens vertrag, 
der Regelungen über das Territorium und die Abrüstung enthalte. Deutschland wolle keine Revision 
der Grenzen, bis auf den Korridor. Bei der Abrüstung lehne Deutschland aber demütigende 
Bestimmungen ab und bestehe auf Gleichberechtigung. 

31.10.1934 (Gesandter Girsa, Warschau): Polen rechnet mit friedlicher Regelung der Streitfragen und 
nicht mit einem Krieg. 

15.11.1934 (Masaryk, London): England rüstet seine Luftwaffe fieberhaft rund um die Uhr auf. Die 
Aufwendungen betragen etwa das Dreifache dessen, was im Staatshaushalt erkennbar ist. 


1935 

14.03.1935 (Gesandter Krofta): Die Lebensverhältnisse in Deutschland sind nicht gerade glänzend. 
Aber angesichts der Größe des deutschen Volkes, der festen Fundierung des Staates und der 
besonderen Qualität der Nation muß mit einer sehr langen Dauer der NS-Herrschaft gerechnet werden. 
28.03.1935 (Mastny, Berlin): Francois-Poncet vermutet, daß Hitler auf den britische Minister Simon 
glaubwürdig und aufrichtig gewirkt hat. 

17.05.1935 (Gesandter Ibl, Paris): Die Deutschen gewährten den Sowjets einen Kredit von 200 Mio. 
RM, weil sie sich das Verhältnis zu ihnen nicht verbauen wollen. 

22.05.1935 (Erlaß des Außenministers Benesch): Nach dem Wahlerfolg Henleins beurteilt Benesch 
dessen Partei als nicht irredentistisch. Auch werde sie bald auseinanderfallen. 

23.05.1935 (Gesandter Krofta): Für die tschechoslowakische Außenpolitik ist es sehr unangenehm, 
daß die Henleinpartei die größte der CSR ist, weil wir von ihr immer behauptet haben, daß sie gegen 
den Staat sei. Berlin hat für Henlein kein Interesse bekundet. 

25.05.1935 (Mastny, Berlin): Die verhältnismäßige Aufrichtigkeit von Hitlers Friedenswillen liegt in 
der deutschen Hoffnung auf eine automatische Lösung der Probleme (z.B. in der CSR und in 
Österreich). Hitler besteht entschieden auf dem Recht der Selbstbestimmung. Das Verhältnis der CSR 
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zu Deutschland ist offiziell korrekt, wegen unseres inneren Verhältnisses zu den Sudetendeutschen in 
Wirklichkeit aber schlecht. 

30.09.1935 (Geschäftsträger Smutny, Warschau): Die polnische Kampagne gegen die CSR war in den 
letzten Wochen so intensiv wie seit Januar 1934 nicht. Die Polen sind eine Nation, die in der 
Geschichte immer durch irgendjemand irgendwo verfolgt wurde oder sich dies einbildet. Selbstmitleid 
und Rachewunsch sind Bedürfnis der polnischen Seele. 

1936 

26.03.1936 (Gesandter Slavik, Brüssel): Ein belgischer Kenner der britischen Industrie ist von der 
fieberhaften Aufrüstung Englands überrascht. Die britischen Industriellen verhehlen nicht, daß 
gegen Deutschland gerüstet wird. 

14.07.1936 (Slavik, Warschau): Direktor Kobylanski vom polnischen Außenministerium gibt zu, daß 
der Schuldige in Danzig nicht (der Deutsche) Greiser sei, sondern der (polnische) Oberkommissar 
Lester, der sich unzulässigerweise in die inneren Angelegenheiten der Freien Stadt einmischte. Nach 
Ansicht des französischen Botschafters Noel entspricht Kobylanskis Meinung der Politik des 
polnischen Außenministers Beck. 

08.10.1936 (Vortrag des Außenministers Krofta): Der Brite Eden wußte nicht, daß es in der CSR 
deutsche aktivistische Parteien gibt, die mit der Regierung gegen die Henleinleute arbeiten. 

17.12.1936 (Vortrag des Außenministers Krofta): Die Sudetendeutschen können nach den deutschen 
Rassegrundsätzen nicht als vollwertiges deutsches Volk angesehen werden. 

1937 

13.03.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Sikorski bedauert, daß Frankreich einen Rüstungskredit 
an Polen vergab, ohne den „Kopf Becks“ dafür zu verlangen. 

08.04.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Als der französische Botschafter Noel in einem Auto mit 
polnischem Kennzeichen durch Ostpreußen reiste, war er polenfeindlichen Bemerkungen der 
Bevölkerung ausgesetzt. 

05.06.1937 (Osusky, Paris): Roosevelt bleibt in Sachen Abrüstung passiv, solange die von Hitler und 
Mussolini aufgeworfenen politischen Fragen wie auch das wirtschaftliche Regime der Autarkie 
nicht geregelt sind. 

17.06.1937 (Vortrag Außenminister Kroftas): In Polen, in den Kreisen um Oberst Beck, herrscht 
ständig eine antitschechische Stimmung. 

04.08.1937 (Geschäftsträger Prochazka, Warschau): Vor der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 
Paktes im Januar 1934 bot Polen Frankreich wiederholt an, mit ihm einen Präventivkrieg gegen 
Deutschland zu führen. 

11.09.1937 (Vortrag Außenminister Kroftas): Die öffentliche Meinung in England und Frankreich ist 
für eine Volksabstimmung im Sudetenland. Den jeweiligen Regierungen muß daher gesagt werden, 
daß dies für uns unannehmbar ist. 

10.10.1937 (Vortrag Außenminister Kroftas): Frankreich sichert der CSR rückhaltlose Hilfe zu. 

14.10.1937 (Vortrag Außenminister Kroftas): Die größten Schwierigkeiten gegenüber Deutschland 
entstehen durch das Staatsschutzgesetz, dessen Durchführung jedoch nicht unterbleiben kann. 
07.11.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Polen hat in den letzten Jahren dazu beigetragen, seine 
eigene und die Autorität des Völkerbundes in Danzig zu schwächen, so daß seine Rechte in Danzig 
heute nur noch auf dem Papier stehen. 

02.12.1937 (Osusky, Paris): Die CSR ist bei den Mitgliedern der englischen Regierung besser 
angesehen als in der Öffentlichkeit. Die CSR wird als Riegel gegen Deutschlands Expansion in das 
Donaugebiet gesehen. 

10.12.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Der französische Botschafter Noel teilt mit, daß Hitler 
gegenüber Halifax keine konkreten Forderungen an die CSR erhoben hat. In London gibt man zu, mit 
diesen Gesprächen Zeit gewinnen zu wollen. 


11 



WitikoBrief 1/2011 


Seite 12 


Feber 2011 


1938 

20.01.1938 (Osusky, Paris): Ungarn beschwert sich darüber, daß die CSR für die madjarische 
Minderheit nicht das getan hat, was sie versprochen hat. 

21.02.1938 (Osusky, Paris): Frankreich bat England, in Berlin wegen Österreich vorstellig werden. 
England hat wegen des Konfliktes zwischen Eden und Chamberlain bisher nicht darauf geantwortet. 
23.02.1938 (Mastny, Berlin): Henderson ist von der Aufrichtigkeit Hitlers, sich der CSR zu nähern, 
überzeugt. 

24.02.1938 (Vortrag Außenminister Kroftas): Deutschland hat erstmals angedeutet, daß sein gutes 
Verhältnis zur CSR von der Lage der Sudetendeutschen abhängt. Der Gesandte Eisenlohr 
beginnt, sich mehr und mehr in die Verhältnisse der CSR einzumischen und spricht mit den 
Henleinleuten. 

12.03.1938 (Mastny, Berlin): Baron Neurath betont, die „österreichische Sache“ sei eine 
„Familienangelegenheit“ und betreffe nicht die CSR. Deutsche Truppen halten einen Abstand von 30 
Kilometern zur CSR-Grenze. Neurath habe „leider“ wieder angeregt, den „Deutschen bei uns“ 
wenigstens einige Zugeständnisse bei der kulturellen Autonomie zu machen. 

17.03.1938 (Masaryk, London): Prag möge irgendeinen politischen und wirtschaftlichen Ausschuß für 
“unsere Deutschen“ bilden, um Zeit zu gewinnen und durch irgendeine Geste die englische 
Öffentlichkeit zu beruhigen. 

23.03.1938 (Mastny, Berlin): Im Ausland (namentlich in England und bei seinen Diplomaten in Berlin 
und Prag) ist die „Theorie“ stark verbreitet, daß den Deutschen bei uns tatsächlich Unrecht angetan 
werde. Unter „Ausgleich“ sei ein Ausgleich mit den Henleinleuten zu verstehen. Auch in Kreisen 
nüchterner Deutscher sind nach dem Anschluß Österreichs die Forderungen dafür ziemlich 
gewachsen. Nach Ansicht des englischen Botschafters machte Frankreich den Fehler, die CSR gegen 
Deutschland aufzuhetzen und von einer Übereinkunft abzuhalten. Die Deutschen in der Republik 
hätten bisher ihre Rechte nicht erhalten. England habe darüber ernsthafte Informationen, seit 
Henderson in Karlsbad war. Die Deutschen müssten in irgendeiner Form eine Autonomie erhalten. 
21.04.1938 (Vortrag Kroftas): Der Defensiv-Vertrag CSR-Frankreich ist nur gegen Deutschland 
gerichtet. 

26.04.1938 (Osusky, Paris): Jeder Aufschub von Verhandlungen mit den Sudetendeutschen kann den 
Briten als Vorwand dienen, sich aus dem Engagement für die CSR zurückzuziehen. 

28.04.1938 (Masaryk, London): Hore-Belisha teilte führenden USA-Vertretern vertraulich mit, daß 
das Schicksal der CSR besiegelt sei. 

14.05.1938 (Osusky, Paris): Henderson ist überzeugt, daß Deutschland sich bemühe, die 
Sudetendeutschen zu beruhigen und nicht aufzureizen. Ribbentrop meint, Benesch suche nur 
Scheinlösungen und wolle dem Krieg nicht ausweichen. Es wäre für die CSR verhängnisvoll, meint 
Osusky, wenn auch die französische Regierung zu dieser Überzeugung käme. 

22.05.1938 (Osusky, Paris): Bonnet befürchtet, daß die Mobilmachung der CSR eine Mobilisierung 
Deutschlands rechtfertigen könnte. 

16.06.1938 (Masaryk, London): Henderson beklagt sich über den unwahren CSR-Bericht von 
deutschen Truppenbewegungen. Sein diesbezüglicher Protest in Berlin sei daher eine große Blamage 
gewesen. 

02.07.1938 (Krofta an Osusky, Paris): Frankreich möge sich gegen unwillkommene jüdische 
Einwanderung durch andere Mittel als Sichtvermerkszwang schützen. 

04.07.1938 (Osusky, Paris): Deutschland arbeitet verstärkt an den Befestigungen seiner Westgrenze, 
weil es offenbar Folgerungen aus der Mai-Mobilmachung gezogen habe. 

25.07.1938 (Osusky, Paris): Frankreich rät, den britischen Vermittler (Runciman) zu akzeptieren, denn 
damit könne man einen Volksentscheid vermeiden und Deutschland aus dem Streit ausschalten. 
26.07.1938 (Masaryk, London): Chamberlain will um jeden Preis Zeit gewinnen. 

31.08.1938 (Masaryk, London): Vansittart beschwert sich, von Benesch getäuscht zu werden, weil er 
den Sudetendeutschen nicht soviel gibt, daß die Weltmeinung sich hinter die CSR stellt. Die CSR 
müsse jetzt sofort einen „faktischen“ und keinen „theoretischen“ Standpunkt einnehmen. 

01.09.1938 (Osusky, Paris): Die Berichte Runcimans aus Prag riefen in London einen gefährlich 
schlechten Eindruck hervor. 
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10.09.1938 (Gesandter Slavik, Warschau): Im polnischen Außenministerium begrüßte man den 
Abtretungsvorschlag in der „Times“ vom 7.9.38 mit Begeisterung. Er sei eine Bestätigung für die 
Richtigkeit der polnischen Politik gegenüber der CSR. 

10.09.1938 (Masaryk, London): Die CSR sollte Newton noch heute mitteilen, daß das Plebiszit für 
Prag unannehmbar sei, damit die „Haderlumpen“ in London keine Ausrede haben. 

13.09.1938 (Masaryk, London): Henderson hat Chamberlain davon überzeugt, daß am 21.Mai keine 
Verschiebung deutscher Truppen stattfand. 

19.09.1938 (Osusky, Paris): Bonnet stellte sich entschieden gegen einen Volksentscheid, weil dann 
auch die übrigen Minderheiten einen solchen fordern würden, was das Ende der CSR bedeutete. Daher 
erkannte man in London, daß nur eine unmittelbare Überleitung des Gebietes bliebe, zumal 
Präsident Benesch selbst eine Abtretung des Sudetengebietes an Deutschland erwäge (sh. Necas- 
Geheimbrief, F.V.). 

19.09.1938 (Militärattache Bulandr, Sofia): Der französische Militärattache Major de Robien wirft der 
CSR vor, die Sudetendeutschen in zwanzig Jahren nicht für das Zusammenleben gewonnen zu haben. 
Auf der Friedenskonferenz habe sie die Sudetengebiete betrügerisch gewonnen. 

20.09.1938 (Masaryk, London): Der französische Generalstab habe erklärt, militärisch völlig 
unvorbereitet zu sein, besonders in fliegerischer Hinsicht. 

26.09.1938 (Erlaß Außenminister Kroftas): Die CSR nimmt die polnischen Grenzforderungen an. 

(Auswertung: F.Volk) 


Schwierige Restitution in Mitteldeutschland 


Als 1989 die innerdeutsche Grenze fiel, machten sich unzählige Menschen Hoffnung auf Rückgabe 
ihres in der DDR enteigneten Besitzes. Die Regierung Kohl brachte es aber fertig, einen Großteil der 
Rückgabewünsche abzuweisen. Sie behauptete, die Beibehaltung der Enteignungen sei Voraussetzung 
für die (Teil-) Wiedervereinigung gewesen. Dies aber war frei erfunden, wie Michael Gorbatschow 
später betonte. 

Nach Schätzung der "Arbeitsgemeinschaft für Agrarfragen" hatten alleine durch die „Agrarreform“ in 
der früheren DDR über 11.500 Familien ihren Besitz verloren. Oft geschah das nach dem Motto 
„Junkerland in Bauernhand“. Zusätzlich wurden mehr als 5.000 Privatbetriebe durch die 
Industriereform verstaatlicht. 

Nach dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) von 1994 steht den 
Alteigentümern nur ein winziger Bruchteil des heutigen Verkehrswerts zu. Dieser wird individuell 
berechnet und ausgezahlt. Mit der Auszahlung ist ein kleines Privileg verbunden: Die Entschädigten 
können mit der Summe wieder Land zu einem Sonderpreis erwerben, der etwas unter dem halben 
Verkehrswert liegt. Leider verteuerte sich der Bodenpreis im Laufe der Jahre erheblich, so daß für die 
Entschädigung immer weniger Land gekauft werden konnte. Diese schleichende Entwertung 
verschärfte sich zusätzlich durch die schleppende Bearbeitung der Anträge. 

Hier setzte nun die kürzlich beschlossene Gesetzesnovelle ein. Als Kaufpreis wird jetzt der Bodenpreis 
vom 1.1. 2004 zugrunde gelegt, was auch für bereits getätigte Geschäfte gilt. Die Bedeutung dieser 
Regelung kann man ermessen, wenn man weiß, daß Anfang 2010 erst 21 Prozent der Anträge auf 
(Teil-) Kompensation bearbeitet waren. Allerdings droht neue Gefahr, denn es fehlen jetzt bald die 
Flächen! Grund dafür sind massive Aufkäufe ausländischer Investoren, die mit Großbetrieben von den 
EU-Subventionen profitieren wollen. 

Die Mißachtung des Eigentumsrechts in der früheren DDR schadete ohne Zweifel auch den 
Sudetendeutschen. So gab es genug tschechische Stimmen, die genüßlich auf die Restitutionspraxis in 
Deutschland verwiesen, wenn die Frage des sudetendeutschen Eigentums zur Sprache kam. Daran 
wird auch die neue Regelung nichts ändern. 
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Erschütternde Erfahrungen 

mit dem Menschenrechtsausschuß des Deutschen Bundestages 

(nach einem Bericht von Karin Zimmermann) 

Frau Zimmermann wandte sich wegen des erlittenen Vertreibungsunrechts am 11. Mai 2010 an den 
Menschenrechtsausschuss des Deutschen Bundestages. Sie machte die 18 Mitglieder des Ausschusses 
mit ihrem Anliegen per e-Post bekannt, soweit sie deren Anschriften wußte. Die Eingabe bestand aus 
vier Punkten: 

• Schilderung des ihrer Familie zugefügten VertreibungsVerbrechens, 

• Schriftverkehr mit deutschen und polnischen Regierungsstellen aus 16 Jahren, 

• Entscheidung des EGMR über ihre Beschwerde unter Angabe der dabei begangenen Rechtsbeugungen 
und Tatsachenverfälschungen und 

• Konkrete Vorschläge zur völkerrechtskonformen Lösung des Vertreibungs Verbrechens 

Letztere bestanden darin, daß der Menschenrechtsauschuß des Deutschen Bundestages den 
Vertreiberstaaten (Polen, Tschechien, ...) vorschlagen sollte, Rehabilitationsgesetze zu erlassen, damit 
die Vertriebenen die Feststellung ihrer Schuldlosigkeit an den Verbrechen der Nationalsozialisten 
beantragen können. Dabei sollte Wert auf die Vereinbarkeit dieser Gesetze mit rechts staatlichen 
Grundsätzen gelegt werden. 

Das Ergebnis dieses Antrages war Null. Selbst Eingangsbestätigungen gab es keine 
einzige. Nach Ablauf von drei Monaten sandte die Petentin das gleiche Schreiben 
unter gleichem Datum (11.05.2010) per Einschreiben mit Rückschein an den 
Vorsitzenden des Ausschusses, Herrn Tom Koenigs (geboren 1944 in Pommern, 
Bündnis 90/Die Grünen). Seine Reaktion war hochinteressant, aber wertlos! Anstatt 
das Vorbringen der hilfesuchenden Bürgerin in die Tagesordnung einer der nächsten 
Ausschußsitzungen aufzunehmen und darüber zu beraten, ließ der Vorsitzende 
Tom Koenigs lediglich einen Mitarbeiter antworten. 

Die wesentlichen Passagen aus diesem Brief lauten: 

„...Es ist Leitmotiv der menschenrechtspolitischen Arbeit Tom Koenigs, daß die Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen angehört werden müssen, daß die Verletzung ihrer 
Menschenrechte offiziell anerkannt werden muß, um so ihnen ihre Würde wiederzugeben. 
Insofern ist Ihr Anliegen unterstützenswert. 

Bitte respektieren Sie aber, daß Herr Koenigs bezüglich der von Ihnen vorgeschlagenen 
Rehabilitationsgesetze nicht initiativ tätig werden wird, wobei ich betone, daß damit nicht eine 
Herabwürdigung Ihres Falles ausgedrückt wird. Es fehlt hier nicht an Sympathie für Ihre 
Geschichte, aber eine solche Initiative entspricht nicht den politischen Aktionsfeldern von 
Herrn Koenigs... 66 

Im Klartext heißt diese Antwort: Sie haben zwar recht, aber wir tun nichts. Das Deprimierende daran 
ist, daß sich auch die Vertreter der anderen Parteien an dieser Rechtsverweigerung beteiligen. Sie 
missachten die im Grundgesetz gegebenen Garantien und ignorieren insbesondere dessen Artikel 25, 
der das Völkerrecht für Deutschland verbindlich macht und es sogar den Bundesgesetzen überordnet. 
Auch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 ist für Deutsche 
unmittelbar geltendes Recht und soll vor Diskriminierung (Art. 2), vor Ausweisung (Art. 9), vor 
Verweigerung des rechtlichen Gehörs (Art. 10) und vor Entzug des Privateigentums (Art. 17) 
schützen, um nur Einiges zu nennen. 

Streng genommen haben sich die Mitglieder des Menschenrechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages strafbar gemacht, denn sie verstießen indirekt gegen das strenge Verbot der Billigung 
bzw. Beihilfe von Menschenrechtsverletzungen. Leider hat sich die Welt aber an Rechtsbrüche jeder 
Art gewöhnt, etwa beim Maastrich-Vertrag (Haftung für Schulden anderer), beim Münchner 
Abkommen oder bei der Dispensierung gewisser Staaten von den Menschenrechten (Protokoll Nr. 30 
zum Lissabonvertrag). Am Erstaunlichsten ist dabei aber, daß alles „bei voller Demokratie“ geschieht. 
Eine Werbung für unsere politische Ordnung sieht anders aus. 
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Der „Reiter von Südwest“ stand im Wes 

Mit dem Ersten Weltkrieg endete die Episode deutscher Kolonialpolitik in Südwestafrika. Spuren 
dieser Zeit sind aber geblieben, etwa im Zentrum Windhuks. Dort bilden Christuskirche, Alte Festung, 
Verwaltungsgebäude („Tintenpalast“) und der „Südwest-Reiter“ ein architektonisches Ensemble und 

Als die SWAPO-Regierung im Jahre 2001 beschloß, mitten 
in diese Baugruppe ein Museum zu bauen, gefährdete das 
den Standort des „Südwest-Reiters“. Der Baubeginn 
verzögerte sich noch um einige Jahre, doch 2009 endete die 
Galgenfrist, und die Baugrube wurde ausgehoben. Über den 
Verbleib des „Reiters“ hatte sich die Bauleitung noch keine 
Gedanken gemacht, geschweige denn Mittel dafür 
vorgesehen, was allerdings recht befremdlich ist, da Berlin 
jährlich EURO 600 Millionen an Entwicklungshilfe an 
Namibia überweist. Den Deutschen vor Ort blieb nur übrig, 
eine Bürgerinitiative zu gründen und Geld zu sammeln. Ihr 
Sprecher Harald Koch, Direktor im Ministerium für 
ländliche Wasserversorgung, erreichte in zähen Verhandlungen eine Verlegung des Denkmals. Der 
neue Platz befindet sich vor der Alten Festung, etwa 200 Meter vom alten Standort entfernt. Im 
September 2009 wurde der gut verpackte Reiter vom Sockel gehoben und „an sicherem Ort“ 
zwischengelagert. Während des Sommers (bei uns Winter!) setzten die Baufirmen die teilweise 5,5 
Tonnen schweren Granitblöcke des Sockels um. Im Februar 2010 hievte ein Kran den Bronzereiter 
wieder auf sein Fundament. Erfreulicherweise verzichteten die an den Arbeiten beteiligten Firmen 

Entgelte. 

Die Neu-Einweihung wurde für den 14. November 2010, den 
Volkstrauertag, anberaumt, denn das Denkmal ist ja ein 
Gefallenendenkmal, dessen Bronzetafel an den Tod von 1.616 deutschen 
Soldaten und Offizieren sowie 124 Zivilisten erinnert. 

Spätestens jetzt zeigten sich aber Meinungsunterschiede hinsichtlich 
dieses „südlichsten deutschen Gefallenendenkmals“. 

Wie es auch in Deutschland öfter vorkommt, scheuten auch in Windhuk 
Teile der deutschen Volksgruppe das Bekenntnis zur ihrer nationalen 
Tradition. So glänzten durch Abwesenheit bei der Feier die Funktionäre 
des Deutschen Kulturrates (Karnevalsverein, Reitclub, Schulvereine, 
Museumsverein usw.) und der deutsche Botschafter, Egon Kochanke. 
Dem Kulturrat war die Feier nicht „weltoffen“ genug. Kochanke vermißte 
ein Gedenken an die vielen gefallenen Hereros, Namas und Damaras. 
Nichtsdestotrotz erschien aber die britisch-südafrikanische 
Veteranen Vereinigung zur Zeremonie. 

Kolonialpolitik war vor 100 Jahren das Selbstverständlichste von der Welt, und gerade bezüglich des 
Hererokrieges bestätigten selbst britische Offiziere die Ehrenhaftigkeit Deutschlands, wenn auch 
abweichend von der Propaganda ihrer Regierung. Völlig unglaubwürdig war die Haltung des 
deutschen Botschafters. Wie kann man sich von der kaiserlichen Schutztruppe distanzieren, wenn 
gleichzeitig deutsches Militär am Hindukusch kämpft und sich quasi in deren Fußspuren tummelt? 

Aus sudetendeutscher Sicht ist noch anzufügen, daß sich ein sudetendeutscher Priester, Pater Johann 
Malinowski, 1906 sehr um die Schlichtung des Herero-Krieges bemühte. Er wirkte damals in der 
süd westafrikanischen Missions Station der Oblaten und konnte einmal einen Waffenstillstand vermitteln. 
Selbstredend leistete er auch größtmögliche humanitäre Hilfe. Er starb am 7. 2. 1929 im Alter von 57 Jahren als 
Superior des Salesianerinnen-Klosters Chotieschau, Westböhmen, und fand seine letzte Ruhestätte am dortigen 
Klosterfriedhof. 



erinnern an früheren deutschen Einfluß. 



Der Südwest-Reiter vor der Christuskirche 
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Hochzeit im Stift Tepl 

Kurzportrait des SL-Vorsitzenden Pany 

Franz Pany ist seit 9. Feber 2008 Vorsitzender der Sudetendeutschen Landsmannschaft. Geboren 
wurde er am 4. August 1957 in Heidelberg als Sohn des Oberamtsrates Franz Pany und dessen 
Ehefrau Marianne Küschall (Prag). Pany ist verheiratet mit Gabriele Janda und hat einen Sohn mit 
Namen Norbert. Zum familiären Hintergrund gehört, daß sein Großvater, Studienrat Dr. Franz Theo 
Pany aus Hollowing bei Marienbad, Mitbegründer des Marienbader Heimatbriefes und von 1949 bis 
1964 dessen Schriftleiter war. 


Seine erste Reise in die Heimat der Eltern machte Franz Pany jr.1970. Weitere 
Reisen unterblieben vorerst, da sein Vater in der Bundeswehrverwaltung tätig war 
und das Gebiet des Warschauer Paktes meiden mußte. Von der ersten Reise blieb 
die Bekanntschaft mit einem tschechischen Priester, den die Eltern privat 
unterstützten. Sohn Franz korrespondierte mit dem Gottesmann auf Lateinisch, da 
dies die einzige Sprache war, mit der sich beide behelfen konnten. 

Nach der Wende und dem Tod des Vaters (+ 1991) besuchte Franz Pany regelmäßig 
Marienbad und das Stift Tepl. Aus Verbundenheit zur Heimat wählte er 1993 für 
seine Hochzeit die Tepler Stiftskirche. Die trauenden Priester waren Hugo Pitel und 
Norbert Schlegl. Diese Hochzeit war die erste in der Stiftskirche nach dem Fall des Kommunismus. In 
einem Zeitungsinterview sagte Pany über den damaligen Zustand der Kirche : „Das Kloster war in 
einem desolaten Zustand, aber das hat uns nicht gestört. In der Kirche war es kalt, das Baugerüst hing 
dort herum, aber das war egal. Uns ging es darum, ein Zeichen zu setzen. Wir wollten nach Stift Tepl 
und wir wollten zeigen, daß wir uns dort zu Hause fühlen - nicht Besitz ergreifend, aber einfach von 
der Seele her. Wir fühlen uns da zu Hause.“ 



Franz Pany jr. 


Franz Pany besucht seit der Wende immer wieder Pistau, um 
am Pfarrfest teilzunehmen. Vor zwei Jahren erhielt er eine 
Ehrung der Stadt Marienbad und fühlte dabei, daß die Stadt 
es schätzt, „daß man da ist und vorurteilsfrei versucht, 
aufeinander zuzugehen und miteinander das eine oder das 
andere zu gestalten“ 


Weniger schonend geht Pany mit den Offiziellen aus Prag 
um. So forderte er sie am Sudetendeutschen Tag 2009 auf, 
die „Schlagbäume in den Hirnen“ zu überwinden und die 
ausgestreckte Hand zu ergreifen. Man wolle mit den tschechischen Nachbarn ein Gefühl europäischer 
Zusammengehörigkeit ohne aggressive Nationalismen teilen. Dazu gehöre aber auch die ehrliche 
Aufarbeitung der Verbrechen an den Deutschen und die Distanzierung von den Benes-Dekreten, mit 
denen die Vertreibung für rechtmäßig erklärt worden sei. (Quelle: Internet) 



Stift Tepl bei Marienbad 


S)eme&catie äeuckt auf cUei Swviipien: CLuf dex S^eiheit de# Qewüöefw, auf de* Swifieit den 

Siede und auf den Silugheit, keine dest beiden in Cüwpuicfi zu nehmen. 

(Mark Twain, 1835-1910 
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Hausner-Stiftung: 

Auszeichnung für „Sudetenpost“ und Johann Slezak 

Mitte Dezember nahm die Hausner-Stiftung im Sudetendeutschen Haus in München Ehrungen vor. 
Geehrt wurden die in Linz erscheinende „Sudetenpost“ und deren Geschäftsführer Peter Ludwig 
sowie Johann Slezak, Obmann der SL Bezirksgruppe Oberbayem. 


. , & I !' U 


Siegfried Dolleisch, Dr. Hans Mirtes, Johann Slezak, Hermine Hausner, 

Dr.Dr. Alfred Oberwandling, Dr. Herbert Fleißner 

Gedanken und machte dies an Projekten deutlich, die die Hausner-Stiftung gefördert hat. So seien von 
der Stiftung rund 15 000 Euro in das Projekt „Odsun 2“ geflossen. Das Buch sei ein grundlegendes 
Werk über die Vertreibung der Sudetendeutschen. Johann Slezak und Andreas Schmalcz hätten als 
Vertreter der SL-Bezirksgruppe Oberbayern dank der Stiftung an einer Tagung der vertriebenen 
Ungarn in Budapest teilgenommen. Peter Ludwig von der „Sudetenpost“ könne den Preis leider nicht 
persönlich in Empfang nehmen, da er in Triest an einer Versammlung des Generalrates der EU VF 
(Europäische Union der Vertriebenen und Flüchtlinge) teilnehme. Alfred Oberwandling hielt die 
Laudatio auf die „Sudetenpost“ und Peter Ludwig, dessen Vater aus dem südmährischen Weinbauort 
Prittlach im Kreis Nikolsburg stamme. Am Ende seiner Laufbahn in der Industrie habe er 1995 die 
Geschäftsführung der „Sudetenpost“ übernommen. Seit 2007 sei er Stellvertretender Generalsekretär 
der EUFV. Die „Sudetenpost“ sei 1955 mit einer Erstauflage von 10 000 Stück gestartet. Die 
Alliierten hätten die österreichische Presselandschaft nach 1945 scharf kontrolliert. Erst 1955, als der 
Staatsvertrag in Kraft trat, habe die „Sudetenpost“ erscheinen können. Mittlerweile erscheint sie nur 
noch monatlich. Zu einem Markenzeichnung wurde der breite Raum, den die Zeitung den Meinungen 
ihrer Leser einräumt. Dr. Oberwandling wünschte dem erfolgreichen Gespann Sudetenpost/Ing. Peter 
Ludwig noch ein lange und erfolgreiche Symbiose. 

Die Laudatio auf Johann Slezak hielt der bekannte sudetendeutsche Verleger Herbert Fleißner. Er 
wolle nicht den Lebenslauf des Geehrten vortragen - dies könne dieser weit besser -, sondern eine 
historische Einschätzung unserer politischen Positionen bieten. Gerade wegen dessen politischen 
Positionen sei die Ehrung Slezaks notwendig. Fleißner spannte einen Bogen vom kürzlich im ZDF 
ausschnittsweise gezeigten Film „Töten auf tschechische Art“ bis zum Prag-Besuch von Horst 
Seehofer. Bezugnehmend auf seinen österreichischen Vorredner berichtete er von den anfänglichen 
Schwierigkeiten der Sudetendeutschen, in Österreich Fuß zu fassen. Daß Ferdinand Porsche in 
Österreich unerwünscht gewesen sei, wüßten sicher nur wenige. Porsche wechselte nach Deutschland 
über, was der Zeitung „Der Sudetendeutsche“ (später Sudetendeutsche Zeitung) später zu ihrem ersten 
Auto verhalf, denn dieses war ein persönliches Geschenk Ferdinand Porsches! Mit Blick auf Slezak 
meinte er: „Es fällt nicht vom Himmel, daß unser Thema auf der Tagesordnung steht.“ Und die 
Geschichte gehe nicht synchron mit unserer Lebenszeit. Den Witikobund bezeichnete er als 
„notwendig für die Balance in der Volksgruppe“. Schließlich überreichte er Slezak „Dokumente zur 
Sudetenfrage“ von Fritz Peter Habel, das eine Ergänzung zu „Odsun 2“ sei. Slezak antwortete, daß es 
für ihn sei eine neue Erfahrung, sei, einen Preis zu bekommen. Er berichtete von seinen Fragen an 
Helmut Kohl und Angela Merkel, auf die er ernüchternde Antworten erhalten habe. Beachtung 
gefunden habe seine Reise zum Papst-Besuch in die Tschechei und Papst Benedikt XVI. mit einem 
Plakat zu begrüßen. An eine Realisierung habe er anfänglich nicht geglaubt. Schließlich sei wie durch 
ein Wunder ein Stein nach dem anderen aus dem Weg geräumt worden. Neben dem Transparent seien 
auch Faltblätter verteilt worden: „Der Erfolg war großartig!“ In Deutschland/Bayern seien von seiner 
Bezirksgruppe 20 000 Faltblätter herausgegebenen und in Umlauf gebracht worden und dienten der 
Aufklärung. 


Stiftungspräsident Hans Mirtes, freute 
sich, daß trotz des schlechten Wetters 
rund 80 Gäste gekommen waren. Er 
begrüßte unter anderem die 
Laudatoren Herbert Fleißner und 
Alfred Oberwandling. Ein besonderer 
Gruß galt der Stifterin Hermine 
Hausner, die aus den USA angereist 
war. Mirtes entwickelte grundlegende 
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Slezak betonte, Organisationen wie die Hausner-Stiftung und die Studiengruppe Erbland Sudetenland 
(STES) seien notwendig, da diese Aufgaben und Positionen übernähmen, die die Landsmannschaft 
nicht übernehmen könne oder wolle. Nach seinem Dank an den Laudator und die Stifterin Hermine 
Hausner wünschte er ihnen Mut und Kraft: „Es geht auch um unsere Ehre. Wir mußten eine blühende 
Heimat verlassen und haben ein zerstörtes Land mit aufgebaut, darauf können wir stolz sein!“ 
Zum Schluß dankte Dr. Mirtes den Mitwirkenden und bat zum Buffet, das zu interessanten 
Gesprächen Gelegenheit bot. Siegfried Dolleisch 


Deutsche Gutmütigkeit 

"Im Frühjahr dieses Jahres wurde in einer von den Medien kaum beachteten Nacht- und Nebelaktion 
ein deutscher Kulturschatz an Polen verschenkt. Was war geschehen? Anfang 1945 retteten die 
Deutschen wertvolle Ausstellungsstücke aus dem Reichsmuseum der Stadt Stettin vor den 
heranrückenden Rotarmisten in den Westen, nach Stralsund. Stettin wurde wenig später von den Polen 
- übrigens gegen alle Verträge unter den Alliierten - in Besitz genommen und die deutsche 
Bevölkerung vertrieben. 

Und nun, viele Jahre nach Kriegsende, wurden einige Deutschland gehörende Zeugnisse steinzeitlicher 
Kultur, wie etwa der »Stolper Bär«, eine 6000 Jahre alte Bernsteinschnitzerei, an die Polen 
»zurückgegeben«, obwohl keinerlei rechtlicher Anspruch von polnischer Seite bestand, 
(nach einer Einsendung von Dr. Oberwandling) 

Die Krone überflügelt den EURO 

Der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus ist als EU-Skeptiker bekannt. 
Kürzlich weilte er in Nürnberg und freute sich, daß immer mehr Deutsche ihre 
Ersparnisse auf Konten tschechischer Banken übertragen, weil sie zur Krone 
größeres Vertrauen hätten als zum Euro. Das ist für Klaus ein guter Grund, den 
Beitritt der CR zur Euro-Zone noch lange hinauszuschieben. Die starke Krone hat 
auch einen lebhaften Einkaufstourismus der Tschechen nach Deutschland zur 
Folge, denn der gute Wechselkurs bringt ihnen zählbare Vorteile. Eine 
Abseitsstellung des EURO erkennt auch der Manager des FC Bayern München, 
Uli Hoeneß. Er sagte kürzlich den Zusammenbruch unserer Währung schon für 
Mai 2011 voraus. Hoeneß hat seinen Sportklub zum reichsten Verein der 
Bundesliga gemacht und ist in Finanzfragen gewiß kein Anfänger. 
Die Bundesregierung will, wie es heißt, bei einer Verschärfung der Euro-Krise Bankschalter und 
Geldautomaten schließen lassen. Die Störung des Internets soll Massenaufläufe erschweren. Frau 
Merkel und Herr Steinbrück haben 2008 zwar eine Garantie für die Spareinlagen des kleinen Mannes 
ausgesprochen, doch vor nicht einmal zehn Jahren hat Argentinien gezeigt, wozu kreative 
Finanzpolitik unterhalb der Bankrott schwelle fähig ist. So kam es dort 2002 neben der 
vorübergehenden Schließung der Bankschalter auch zur Sperrung der Sparguthaben. Diese sind 
teilweise noch heute eingefroren, genauso wie Staatsanleihen, deren Rückzahlung über Jahrzehnte 
gestreckt wurde. Vorzeitige Auszahlung ist nur mit erheblichen Abschlägen möglich. Tschechische 
Sparer werden demnächst vielleicht besser dastehen als deutsche. Ganz ohne Auswirkungen auf ihr 
Land bliebe das Scheitern des EURO allerdings nicht, denn es führte wahrscheinlich zu Kürzungen 
der Brüsseler EU-Zahlungen an Prag und beeinträchtigte Handel und Wandel. 



Vaclav Klaus 


Siaita, iind 9/tC da Slecfits (£ng£ächa Spüctiwmt) 
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Von „drüben“ erhebt Prof. Rychlik seine Stimme: 

„Laßt uns das Unrecht der Nachkriegszeit beheben!_ 

Zusendung von www.sinagl.cz 

Ich hoffe innig, daß die Europäische Union den gesunden Menschenverstand bewahrt. Niemand kann 
die Mitgliedsländer dazu bringen, im Zuge des Beitritts Kroatiens eine Ausnahmeregelung vom 
Lissabon-Vertrag für die CR zu ratifizieren, denn trotz des vagen Ansatzes im letzten Jahr handelt es 
sich letztlich um eine hoheitliche Frage. 

Was verbirgt sich hinter der Furcht mit den Benes-Dekreten 

Die Forderung nach einer Ausnahmeregelung durch den Präsidenten Vaclav Klaus ist in diesem Jahr 
genauso unsinnig, wie schon im letzten Jahr. Hinter der Angst vor der Auflösung der Benes-Dekrete 
verbirgt sich lediglich die Befürchtung der Bevölkerung, Verantwortung für die Taten der Vorfahren 
übernehmen zu müssen. Diese werden zwar, wegen des schlechten Gewissens, vom Volk überwiegend 
gebilligt, in der Tiefe der Seele ist aber allen das damit verbundene Unrecht bewußt. Ein Widerruf der 
Benes-Dekrete durch den Gerichtshof der Europäischen Union ist zwar nicht absehbar, doch sollte er 
sich abzeichnen, wird sich der europäische Gerichtshof nicht dagegen verwehren, denn die Benes- 
Dekrete sind ohne Zweifel ungerecht und unvertretbar. 

Was geschieht denn, falls unsere früheren Bürger gerichtlich bei der EU möglicherweise Anspruch auf 
ihren ehemaligen Besitz erheben? Nun, es war doch ihr Eigentum, welches ihnen der tschechische 
Staat ohne jegliche Kompensation entwendet hat, warum sollten wir uns dann wundern? Und daß sich 
diese Leute gegen den tschechischen Staat vergangen haben? Manche sicherlich, andere nicht, aber 
enteignet wurden ohne Ausnahme alle, letztlich auch die sogenannten „Antifaschisten“, die nicht 
ausgebürgert wurden. Aber auch bei denjenigen, die sich nachweislich vergangen haben, war der Staat 
zur generellen, flächigen und ersatzlosen Enteignung nicht berechtigt. 

Das Eigentumsrecht ist doch nicht an politische oder strafrechtliche Unbescholtenheit geknüpft. So 
manchem Mitarbeiter des kommunistischen Apparats, Angehörigen des Geheimdienstes und anderen 
Funktionären wurde im Zuge der Restitution ihr früheres Eigentum, sofern es vor 1948 im Besitz war, 
ja auch wieder zuerkannt und niemand bezweifelt heute die Rechtmäßigkeit. 

Wir sollten uns den Dingen stellen 

Anstatt Ausnahmen zu fordern und dem ständigen Beharren auf den Benes-Dekreten wäre es besser 
und sinnvoller, wenn sich der tschechische Staat der Angelegenheit stellen und im Rahmen seiner 
Möglichkeiten eine Kompensation des entwendeten Eigentums prüfen würde oder sich zumindest um 
einen teilweisen Ausgleich mit seinen ehemaligen Bürgern bemühen würde. Letzten Endes sind nur 
noch wenige am Leben. 

Jan Rychlik, Universitäts-Professor für Geschichte 

Lidove noviny (Volkszeitung), 4.10.2010 


S)m Stuf nach ffveiheit und Frieden fat nicht» andere» at» dm Stuf nach Wafvtheit . 
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Brief von Jan Sinagl vom 17.0ktober 2010 wegen des Massakers in 
Jedlova (Tanndorf); (Der Verfasser ist Gründungsmitglied der SL-Böhmen, 

Diplomphysiker und Inhaber der Schweizer Staatsbürgerschaft) 

An Frau 

Oberstaatsanwaltin JUDr. Renata Vesecka 

Brünn 

Betr.: Anzeige wegen Nichterfüllung der gesetzlichen Pflicht der Polizei 
der Tschechischen Republik 

Sehr geehrte Frau Oberstaatsanwältin, 
ich gebe diese Anzeige in Sachen fehlerhaftes Vorgehen bzw. Gesetzes verstoß wegen Nichterfüllung 
der gesetzlichen Pflichten der Polizei der Tschechischen Republik (PCR) zu Ihren Händen. Unter 
Berücksichtigung der Wichtigkeit dieser Angelegenheit auf den gesamtgesellschaftlichen Einfluß, 
erlaube ich mir, mich direkt an Sie zu wenden, als höchste verantwortliche Persönlichkeit, mit der 
Bitte, sich persönlich dieses Falles anzunehmen oder zu beaufsichtigen, daß die gesetzlichen 
Vorschriften und Ermittlungen von den Ihnen unterstellten Personen erfüllt werden. 

Zu der fehlerhaften bzw. gesetzeswidrigen Handlung kam es nach Auffinden des Massengrabes der 
böhmischen Deutschen in der Gemeinde Jedlova (Tanndorf) bei Destne (Deschnei) im Adlergebirge 
im August diesen Jahres. Nach meiner Information wurde der Fund der 283 Schädelknochen auf dem 
alten Friedhof nicht rechtmäßig behandelt, weil das Alter der Knochen nicht durch DNA-Analyse 
festgestellt wurde. Die Polizei hat sich mit der Aussage, es handele sich um 200 Jahre alte Knochen, 
zufrieden gegeben, ohne diese Aussage zu überprüfen und entsprechende Beweise sicher zu stellen. 
Die Schädel wurden in Särge gelegt und am 28. August 2010 am Fundort auf dem alten Friedhof in 
Tanndorf beerdigt. 

In Tanndorf und im Adlergebirge sind seit nach dem II. Weltkrieg ca. 500 Einwohner unauffindbar, 
zum größten Teil böhmische Deutsche. Es besteht der Verdacht, daß sie einschließlich einiger 
Tschechen Opfer der vielen damaligen Massaker wurden, im Zuge der sog. "Wilden Vertreibung". 
Verdächtig ist, daß lediglich Schädel, mit Gewaltspuren und Einschusslöchern, ohne Skelette und 
Unterkiefer, darunter auch Kinderschädel, gefunden und beerdigt wurden. Zeitzeugen behaupten, daß 
diese Schädel in den Wäldern auf gefunden wurden und aus den 1968 stattgefundenen Exhumierungen 
im Frühjahr des "Prager Frühlings" stammten. 

Diese Spurenverwischungen wurden wahrscheinlich von den Tätern dieser Massaker veranlaßt. Sie 
wurden eingesammelt, auf den auf gelassenen Friedhof in Tanndorf (Jedlova) transportiert und 
verscharrt. Es besteht der dringende Verdacht, daß hier die Spuren einer schrecklichen Liquidierung 
und die Spuren der Massaker im Juni 1945 verdeckt wurden; so erklärt sich, warum nur 
Schädelknochen gefunden wurden. Darüber hinaus wären die Schädel nach 200 Jahren nicht in einem 
so guten Zustand, wie sie von den Medien gezeigt wurden. Im Mai 1945 kam es in Deschnei zu den 
Verhaftungen und im Juni 1945 wurden die Ermordungen ausgeführt. Es ist möglich, das die 
menschlichen Überreste der restlichen 217 vermißten Deutschen von Tanndorf und dem Adlergebirge 
auf ihr Auffinden warten. 

Ich vermute, daß eine fehlerhafte Beurteilung der Funde vorliegt, hier, wo an örtlichen Einwohnern 
ein Massaker verübt wurde; das spricht für ein unzureichendes Vorgehen bzw. Untätigbleiben der 
Polizei und Verheimlichung vor der Öffentlichkeit. Somit werden die Verbrechen an unschuldigen 
Einwohnern, die unmittelbar nach dem II. Weltkrieg, als bereits Frieden war, stattgefunden haben, 
verschwiegen. 



Jan Sinagl 
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Es stand nichts dagegen, daß dieser Fund genauso korrekt untersucht wurde, wie der Fund in 
Dobronin, d.h. einschließlich einer DNA-Analyse, wo es sich "nur" um 17 ermordete Deutsche 
handelte. Es ist durchaus möglich, daß über die Einzelheiten, die Namen der Opfer, wo sie "beerdigt" 
wurden, unerforscht in den Archiven des Innenministeriums zu finden sind. 

Ich verlange hiermit von Ihnen, daß Sie als verantwortliche Vorsitzende des Amtes umgehend für 
Abhilfe sorgen, d.h. daß die Polizei unter Aufsicht der Staatsanwaltschaft, eine DNA-Untersuchung 
aller 283 beerdigten Schädel veranlaßt. So kann das Alter der Schädel festgestellt und anschließend die 
Zugehörigkeit ermittelt werden, mit großer Wahrscheinlichkeit auch die Namen der Opfer im 
Abgleich mit ihren Verwandten. 

Gleichzeitig verlange ich, daß mir die veranlaßten Maßnahmen der Staatsanwaltschaft und der 
Polizei umgehend mitgeteilt werden. 

Im Fall, daß von Amts wegen und von entsprechenden Personen nichts unternommen wird, sehe ich 
mich gezwungen, weitere verantwortliche Stellen und Institutionen in der Tschechischen Republik 
und in der EU und die Öffentlichkeit und Medien der Tschechischen Republik und des Auslandes zu 
verständigen. 

In Dobronin wurden 17 Unschuldige ermordet, in Lidice waren es 173, in Tanndorf und im 
Adlergebirge wahrscheinlich 500 unschuldige Menschen. 

Ein fortschrittliches demokratisches Land sollte es sich nicht erlauben, die Rechte der Toten zu 
diskriminieren, nur weil sie nicht die gleiche Sprache sprachen. 

Die Wahrheit kann man nicht einfach beerdigen - hingerichtete Unschuldige und bestialisch 
Ermordete können und werden nicht ewig schweigen. 

Mit Hochachtung zu Ihrer nicht abnehmbaren Verantwortung 
Jan Sinagl 
www.sinad.cz 
+420 775 239 148 


Der Egerer^ Stadtwald 

Im Grundbuch von Tirschenreuth ist seit 1554 ein 634 Hektar großes Waldstück auf den Namen der 
„Stadt Eger“ eingetragen. Seit Kriegsende wird es vom Forstamt Regensburg verwaltet. 


Das Tauziehen um den Wald 


Nach der Vertreibung schworen sich die Vertriebenen aus Eger, diesen Besitz als 
ein Stück Identität für sich zu bewahren und das Weiterbestehen der 
Stadtgemeinde Eger auf deutschem Gebiet festschreiben zu lassen. Der Antrag 
wurde 1957 gerichtlich abgelehnt. 

Lage des Egerer Waldes 

Im Jahr 1963 wollte die kommunistisch geführte Stadt Cheb (Eger) der Gemeinde Waldsassen 500 
Quadratmeter des Waldgebiets verkaufen. Um Rechtskontinuität nachweisen zu können, verwendeten 
die Tschechen in der Urkunde als Ortsbezeichnung der Stadt sowohl "Cheb" als auch "Eger". Sie 
behaupteten, es habe nach der Aussiedlung der Deutschen lediglich eine Namensänderung gegeben, 
die die Eigentumsrechte nicht berühre 

Danach gingen die Vertriebenen beim bayerischen Oberlandesgericht in die Revision. Diese endete 
damit, daß Cheb (Eger) die Besitzrechte zugesprochen wurden. Gegen diese Entscheidung 
protestierten die Vertriebenen mit einer Eingabe beim Deutschen Bundestag, und das Parlament 
beschloß 1965, den "Egerer Stadtwald" in das Rechtsträger-Abwicklungsgesetz aufzunehmen. Der 
Wald wurde damit unter treuhänderische Verwaltung der Bundesrepublik gestellt. Im Jahr 1998 
bestätigte der damalige Bundesfinanzminister Theo Waigel, Cheb (Eger) könne über die Liegenschaft 
nicht verfügen. 
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Nach dem Ende der kommunistischen Ära beanspruchte die Stadt Eger, jetzt Cheb, das Waldgebiet 
erneut. 1998 bot die Stadt Cheb (Eger) den "Egerer Stadtwald" der Bayerischen Staatsregierung für 10 
Millionen D-Mark zum Kauf an. Mit dieser Summe sollten in der Stadt Sanierungsarbeiten 
durchgeführt werden. 

Die Bayerische Staatskanzlei schlug demgegenüber vor, ein Versöhnungswerk einzurichten. Zu 
diesem Zweck sollte der Wald verkauft werden und mit dem Erlös, vermehrt um eine ebenso große 
Summe aus der Tschechischen Republik, eine "KulturStiftung Eger" geschaffen werden. Die 
Vertriebenen sowie die Bundesregierung stimmten der Idee zu und Bürgermeister Väclav Jakl lud im 
September 1999 eine achtköpfige Abordnung des Egerer Landtags zu einem Gespräch mit dem 
Stadtrat nach Cheb (Eger) ein. Das "Projekt fand dort aber keine Mehrheit. 
Eger (Cheb) beschritt nun den juristischen Weg und bekam vor dem Verwaltungsgericht Regensburg 
am 4. Dezember 2010 recht. Ob die Bundesrepublik als Beklagte in Revision gehen wird, ist noch 
nicht bekannt. 

Verfehlte Entscheidungsgründe 

Das Regensburger Urteil ging von der Identität der Stadt Cheb mit dem früheren Eger aus. Daher 
könne sie die Rechtsnachfolge Egers antreten. Unbeachtet blieben dabei jedoch mehrere Gründe. 
Der Identitätsübemahme durch die Tschechen ging eine schwere Menschenrechtsverletzung voraus, 
die niemals Grundlage einer Besitzübernahme sein darf. Artikel 25 des Grundgesetz verweist auf das 
Völkerrecht, das entsprechende Wertmaßstäbe bereithält. Besonders absurd erscheint dieses Urteil, 
weil damit praktisch die Gültigkeit der Benesch-Dekrete auch auf deutschen Boden anerkannt wurde. 
Nicht einmal die Deutsch-tschechische Erklärung vom 21.1.1997 stützt diese Übernahme. Dort heißt 
es zwar, daß beiden Staaten die jeweils andere Rechtsordnung respektieren wollen, doch bedeutet das 
nicht automatisch die Übernahme der völkerrechtswidrigen Benesch-Dekrete durch Deutschland. Es 
wäre im Gegenteil Pflicht des Gerichtshofes gewesen, die Anwendung falschen „Rechts“ auf 
deutschem Boden zu unterbinden! 

Ein anderer Ansatz geht vom Münchener Abkommen aus. Eger war seit 1938 eine Stadt des 
Deutschen Reiches. 1945 wurde sie de facto aus dem Deutschen Reich ausgegliedert und ist damit als 
juristische Person des deutschen öffentlichen Rechts untergegangen. Ihre Vermögenswerte hat die 
Bundesrepublik Deutschland im Wege des Heimfalls zu Eigentum erworben. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist gehalten, Maßnahmen zur Berichtigung des Grundbuchs zu ergreifen. Sie hat sich im 
ähnlich gelagerten Fall des sudetendeutschen Genossenschaftsvermögens 1970 vergleichbar verhalten 
und einen Teil davon für die Errichtung der Sudetendeutschen Stiftung bereitgestellt. Das Gericht in 
Regensburg hat sich mit diesen Gesichtspunkten überhaupt nicht auseinandergesetzt. Offenbar ging es 
zeitgeistkonform von der Ungültigkeit des Münchner Abkommens ex tune aus. Überhaupt 
argumentiert das Gericht völlig unjuristisch über weite Strecken mit der neuen politischen Lage (Ende 
des Kalten Krieges), die es nun erlaube, die Treuhänderschaft der Bundesrepublik zu beenden. 

Literatur: 

Massopust, Jürgen, Über die Eigentums- und Besitzverhältnisse am Stadtwald der Stadt Eger, Dissertation 1977 (. Auszüge) 
Schmidt, Hans-Jörg: Eger und die Egerer. Im Stadtwald aufeinander zugehen, in: Egerer Zeitung Nr. 10, 1999: 
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Die Sudetendeutschen trauern um Dr. Fritz-Peter Habel , den Autor zahlreicher 
grundlegender Bücher, darunter der „Dokumente zur Sudetenfrage“. 

Der gebürtige Brünner verstarb am 16.01 2011 im Alter von 79 Jahren. 
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Dresden 

13./15. Februar 1945 

Dresden stirbt im vierfachen Bombeninferno 
Historikerkommission lehnt Zeitzeugen als traumatisiert einseitig ab 

Aus ca. 250 000 Opfern werden 25 000 !! 

Kurt Vonnegut jr.; amerikanischer Schriftsteller, als Kriegsgefangener Augenzeuge des Geschehens, 
sagt im Spiegel 6/2006, S. 159: „Die Zerstörung Dresdens war das größte Massaker der europäischen 
Geschichte“. 

Das erste Bombardement am 13.2.1945, gegen 22.00 Uhr, zerstörte mit Spreng- und Brandbomben aus 
650 Lancaster die unverteidigte Lazarett- und Kulturstadt bereits vollständig in einem einzigen 
Flammeninferno. In kurzen Zeitabständen wurde dies noch dreimal wiederholt, wo es nur noch 
Menschen zu zerstören gab. 

Die Historikerkommission weist in ausgewählten Straßenzügen ca. 20 % registrierte tote Bewohner 
und ca. 10 % Überlebende nach. Die Bilanzlücke von ca. 70 % wird als Überlebende eingestuft und 
nicht hinterfragt, ebenso die nicht geklärte Zahl der Schlesienflüchtlinge und der Verwundeten in 
vierzig total zerstörten Lazaretten. 

Die im Dresdner Stadtmuseum, noch vor 1989 gesammelten Schmelzen von Materialien mit 
Schmelzpunkt bis 2000 Grad, weisen auf die nicht mehr registrierbaren veraschten Menschenopfer hin 
(Kremierungstemperatur ca. 800 Grad). 

Der langjährige Generalsekretär des UNO-Menschenrechtsausschusses in Genf, Träger des 
Sudetendeutschen Menschenrechtspreises, Prof. A.M. de Zayas: "Wir wissen, daß kein britischer oder 
amerikanischer Pilot oder Politiker wegen dieser unmoralischen und völkerrechtswidrigen 
Luftangriffe zur Verantwortung gezogen wurde. Das Recht ist nicht mit seiner Umsetzung identisch. 
Als Amerikaner bedauere ich zutiefst, daß diese Kriegsverbrechen auch im Namen Amerikas 
begangen wurden.“ 

ALLEN TOTEN UND DEN NAMENLOSEN BRANDOPFERN ZUM GEDENKEN 

Februar 2011 
Als Überlebender 

Prof. Dipl.-Ing. Arch. E.E. Korkisch; Tel 08654 2540 



Blick auf das zerstörte Dresden 



Straßenzug in Dresden 1945 
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